
mit Allgemeinen Lieferbedingungen (MinBl. S. 7) nach. 
Die Bekanntmachung wurde auch von dem Leiter des 
damaligen Staatssekretariats für Materialversorgung 
(jetzt Staatliches Komitee für Materialversorgung) un­
terzeichnet, dessen Zuständigkeit zur Bearbeitung der 
Grundfragen des Vertragssystems durch den Beschluß 
vom 21. August 1952 über die Ordnung der Material­
versorgung (GBl. S. 767) bestätigt wurde. Nachdem 
durch die 1. DurchfBest. zur VertragsVO vom 21. März 
1952 (GBl. S. 323) die Einbeziehung der Allgemeinen 
Leistungsbedingungen in die für die Allgemeinen Lie­
ferbedingungen geltenden Bestimmungen — wenn auch 
nicht klar genug ausgedrückt — vorgenommen wurde, 
brachte die 2. DB WO im § 3 eine Bestimmung über 
die Wirkung der Allgemeinen Bedingungen, soweit sie 
mit den übergeordneten Organen der Hauptverbraucher 
vereinbart und im Ministerialblatt bekanntgemacht 
waren. Wenn im § 3 auch nur festgestellt wurde, daß 
die Allgemeinen Lieferbedingungen „gelten“, so hatte 
die Praxis doch ohne Widerspruch hierunter die „All­
gemeinverbindlichkeit der Allgemeinen Lieferbedin­
gungen und Allgemeinen Leistungsbedingungen“ ver­
standen. Dieser Auffassung wurde allerdings erst in 
der 6. DB WO die richtige Form gegeben. Den Allge­
meinen Bedingungen war jedoch durch die 2. DB WO 
eine bedeutsame Grenze gesetzt: Soweit in der 2. DB 
WO die Vereinbarung von Vertragsstrafen der Art und 
der Höhe nach vorgeschrieben war, konnte eine andere 
Regelung durch die Allgemeinen Liefer- oder Leistungs­
bedingungen nur dann wirksam werden oder bleiben, 
wenn durch sie höhere Strafen vorgeschrieben wurden, 
als die Durchführungsbestimmung sie vorsah.

Die 6. DB WO stellt entgegen der früheren Auf­
fassung und entgegen der früheren Unterschätzung der 
Bedeutung solcher Allgemeinen Bedingungen bereits im 
§ 1 fest, daß die Allgemeinen Liefer- oder Leistungs­
bedingungen die Grundlage für die Gestaltung der zwi­
schen Organen der volkseigenen und der ihr gleich­
gestellten Wirtschaft zu schließenden Verträge sind. 
Nur für den Fall, daß Allgemeine Liefer- oder Lei­
stungsbedingungen noch nicht allgemein verbindlich 
sind oder daß in ihnen keine oder keine anderen Ver­
tragsstrafen festgelegt wurden, bringt § 2 die Pflicht 
zur Vereinbarung von Vertragsstrafen in bestimmter 
Höhe für den Verzug bei der Lieferung, dem Abruf, der 
Mitteilung der Versanddisposition, der Rechnungsertei­
lung oder bei der Entgegen- oder Abnahme des Ver­
tragsgegenstandes, ferner für die Nichteinhaltung der 
Vereinbarungen über die Sorte, Güte und sonstige zu­
gesicherte Eigenschaften. Die unabdingbaren Bestim­
mungen der 2. DB WO über die Vereinbarung von 
Vertragsstrafen sind jetzt kein Hindernis mehr, wenn 
Vertragsstrafen entsprechend den unterschiedlichen Er­
fordernissen der einzelnen Wirtschaftszweige festgesetzt 
werden sollen. Zu beachten sind lediglich die Bestim­
mungen des § 5 Abs. 2 und 3 der VertragsVO, d. h. die 
Vorschrift, daß Vertragsstrafen zu vereinbaren sind für 
die Fälle, die in Abs. 2 ausdrücklich aufgezählt wurden, 
und daß diese vereinbarten Vertragsstrafen nicht unter 
2% des Wertes des Vertragsgegenstandes oder des be­
troffenen Teiles des Vertragsgegenstandes liegen dürfen.

Die vor Erlaß der 6. DB WO veröffentlichten All­
gemeinen Liefer- oder Leistungsbedingungen sollten 
sehr schnell daraufhin überprüft werden, ob ihre Be­
stimmungen, insbesondere diejenigen über die Ver­
tragsstrafen, änderungsbedürftig sind. Es sollte hierbei 
in Beachtung der geänderten Fassung des § 2 der 6. DB 
WO auf die nichtssagende Verpflichtung verzichtet 
werden, die in den meisten Allgemeinen Lieferbedin­
gungen wörtlich aus § 1 Abs. 1 der 2. DB WO entnom­
men wurde. Die nicht recht verständliche, weil zu 
allgemein gehaltene Bestimmung in § 1 Abs. 4 der 2. DB 
WO ist in keiner der überprüften Lieferbedingungen 
festgestellt worden; hier hat die Praxis der Ministerien 
und Staatssekretariate bereits die richtige Schlußfol­
gerung vorweggenommen. Bei der Neufassung der Be­
dingungen ist ferner auf eine vereinfachte Berechnungs­
methode der Vertragsstrafen größter Wert zu legen. Es 
ist dem Staatlichen Vertragsgericht bekannt, daß die 
zur Zeit noch übliche schematische Handhabung zu 
Auswüchsen führte, wie sie angesichts der Pflicht zur 
„wirtschaftlichen Rechnungsführung“ eigentlich nicht 
denkbar sein sollten. Bei der Neufassung ist ferner auf 
folgendes zu achten: Den unterstellten Betrieben wird

in mehreren der Allgemeinen Lieferbedingungen die 
Vereinbarung eines bestimmten Gerichtsstandes vor­
geschrieben. Diese Vorschrift ist dann ohne rechtliche 
Wirkung, wenn der vertraglich vereinbarte Gerichts­
stand nicht dem nach der VertragsgerichtsVO begrün­
deten entspricht. Die willkürliche Änderung des gesetz­
lich begründeten Gerichtsstandes durch Vereinbarung 
der Vertragspartner ist ebensowenig zulässig wie durch 
Anweisung der Ministerien und Staatssekretariate. 
Entspricht der vertraglich vereinbarte Gerichtsstand 
aber dem gesetzlich begründeten, dann ist die Verein­
barung überflüssig.
2. Die Vertragsstrafen

Die Vereinbarung von Vertragsstrafen ist auch beim 
Fehlen Allgemeiner Liefer- oder Leistungsbedingungen 
für den Fall der nicht vereinbarten vorzeitigen Liefe­
rung nicht mehr zwingend vorgeschrieben. Während 
§ 1 Abs. 2 Buchst, a der 2. DB WO auf die „Nicht­
einhaltung der Liefertermine“ abstellte, ist die Straf­
androhung in § 2 Abs. 1 Buchst, a der 6. DB WO auf 
den „Verzug bei der Lieferung“ beschränkt. Diese Be­
schränkung wurde bewußt vorgenommen, weil die Vor­
aussetzungen für die Vorlieferungen in den einzelnen 
Wirtschaftsgebieten durchaus verschieden sind. In 
diesen Fällen soll es wieder den Allgemeinen Liefer­
bedingungen Vorbehalten bleiben, ob Vertragsstrafen 
auch für den Fall der vertraglich nicht vereinbarten 
Vorlieferung geltend zu machen sind. Soweit eine solche 
Vereinbarung im Vertrage nicht besteht, kann das 
Staatliche Vertragsgericht bei Vorlieferungen, die eine 
Störung der Vertragsbeziehungen oder gar eine Plan­
störung zur Folge haben, von der Möglichkeit der An­
wendung des § 10 Abs. 1 der VertragsgerichtsVO Ge­
brauch machen, so daß schädliche Folgen im Wieder­
holungsfälle vermieden werden können. Der durch 
außervertragliche Vorlieferung Beschwerte kann Ersatz 
der ihm entstandenen Aufwendungen, wie z. B. Ersatz 
der Lagerkosten, verlangen; er kann die Bezahlung der 
Rechnung so lange verweigern, bis die Zahlungsver­
pflichtung nach dem Vertrage eingetreten ist. Auch 
hierdurch wird es möglich sein, erzieherisch zu wirken 
und den Lieferer zu korrektem Verhalten zu zwingen. 
Ist die Vorlieferung aus zwingenden Gründen im Ein­
zelfalle nicht zu vermeiden, dann ist es eine selbstver­
ständliche Pflicht des Lieferers, sich mit seinem Ver­
tragspartner unverzüglich in Verbindung zu setzen und 
mit ihm Entsprechendes zu vereinbaren.

Eine Bestimmung über die Zahlung von Vertrags­
strafe bei Nichteinhaltung der Vereinbarungen über 
Sorte, Güte oder zugesicherte Eigenschaften muß auch 
weiterhin in den neu zu fassenden Bedingungen ent­
halten sein, da § 5 Abs. 2 VertragsVO dies vorschreibt. 
Eine wegen mangelhafter Lieferung fällig gewordene 
Vertragsstrafe ist auch dann geltend zu machen, wenn 
die Ersatzlieferung noch vor dem Ablauf der vertraglich 
vereinbarten Lieferfrist erfolgt. Hier wirkt sich der 
doppelte Charakter der Vertragsstrafe als Strafe und 
Erziehungsmittel richtig aus.

Einige Probleme bietet § 2 Abs. 1 Buchst, c der 6. DB 
WO. Zu Einzelheiten kann hier noch nicht Stellung 
genommen werden, da sich nach einem vom Plenum des 
Staatlichen Vertragsgerichts gefaßten Beschluß zu­
nächst die Grundsatzkommission mit der Frage der 
nicht erfüllten Verträge beschäftigen wird. Nur an­
deutungsweise soll festgestellt werden, daß es sich 
u. a. um die Frage des Rücktritts vom Vertrage, um 
die Frage der Anwendung des § 134 BGB (etwa bei 
Kontingentverfall) und um die Frage der Anwendung 
der §§ 275, 280 BGB handelt. Einheitliche Richtlinien 
werden demnächst den Staatlichen Vertragsgerichten 
in den Bezirken und den Vertragsschiedsstellen, letzte­
ren gleichzeitig zur Unterrichtung der Betriebe und der 
Justitiare, bekanntgegeben werden.

Neu ist die in § 4 Abs. 1 und in § 5 der 6. DB WO 
gegebene Möglichkeit des Verzichts auf Vertragsstrafen. 
Es wurde reiflich überlegt, ob die Einräumung eines 
solchen weitgehenden Rechts schädliche Folgen für die 
Einhaltung der Vertragsdisziplin haben könnte. Das 
Ergebnis dieser Überlegung ist in den erwähnten Para­
graphen enthalten. Das, was in der ersten Zeit nach 
Einführung des Allgemeinen Vertragssystems nicht ge­
wagt werden konnte, war nach einhelliger Auffassung 
aller derer, die an der Ausarbeitung der 6. DB WO
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